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Teil 1 

Einführung und Fragestellung 

§ 1 Sicherheit und Risiko 

Von Sicherheit ist in verschiedenen Zusammenhängen in Gesellschaft und Politik 
immer wieder die Rede. So wird beispielsweise die Sicherheit der Verbraucher, 
der Altersvorsorge und die Sicherheit vor Kriminalität angemahnt. In dem 
Wunsch nach Sicherheit drückt sich ein Grundbedürfnis des Menschen gegen-
über Gesellschaft und Staat aus. Die mit dem Begriff der Sicherheit verbundenen 
Inhalte und Vorstellungen lassen sich kaum abstrakt und positiv beschreiben, 
sondern werden durch den jeweiligen aktuellen Anlass bestimmt. Von Sicherheit 
ist die Rede, wenn der Eindruck besteht, dass Vorgänge und gesellschaftliche Zu-
stände sie vermissen lassen. Sie hat dann eine gesellschaftliche Bedeutung, wenn 
sich Empfindungen des Unbehagens oder der Unsicherheit zu einem gesellschaft-
lichen Moment verdichten.1 

Unter dem Begriff der Risikogesellschaft ist ein Bild der Gesellschaft gezeich-
net worden, das in vielfältiger F o r m solche Verunsicherungen beschreibt.2 Die 
wirtschaftliche und technische Entwicklung der heutigen Wohlstandsgesellschaft 
hat danach in vielfältiger Form für den Einzelnen Verluste an sozialer Gewissheit 
mit sich gebracht. Zudem rufe, so wird argumentiert, die „industrielle Fort -
schrittsmaschinerie" Nebenfolgen hervor, die räumlich und zeitlich entgrenzte, 
meist unsichtbare und oft irreversible Risiken und Gefährdungen mit sich brin-
gen, die das Potential der Selbstvernichtung einschließen.3 

1 Kaufmann, Sicherheit als soziologisches und sozialpolitisches Problem: Untersuchungen zu 
einer Wertidee hochdifferenzierter Gesellschaften, 2. Aufl., 1973, S. 14ff. („Unsicherheit als Zeit-
diagnose"); Günther/Meyer, Sicherheit als Wert und individuelles Bedürfnis, in: Klages/Kmieci-
ak (Hrsg.), Wertewandel und gesellschaftlicher Wandel, 1979, S.218ff. 

2 Der Begriff wurde maßgeblich von dem Werk von Beck, Risikogesellschaft. Auf dem Weg in 
eine andere Moderne, 1986, geprägt, das unter dem frischen Eindruck der Reaktorkatastrophe 
von Tschernobyl verfasst worden ist, worauf Prittwitz, Strafrecht und Risiko, 1993, S. 51 zu 
Recht hinweist. Siehe z.B. Murswiek, Die Bewältigung der wissenschaftlichen und technischen 
Entwicklung durch das Verwaltungsrecht. 2. Bericht, W D S t R L 48 (1990), 207ff. Aus soziologi-
scher Sicht ist die Begriffsbildung kritisiert worden. Die Kritik weist darauf hin, dass der Termi-
nus „Risiko" doch oft beherrschbare und beherrschte Vorgänge kennzeichnet, während unbe-
herrschbare Zustände - von denen Beck ausgeht - mit dem von ihm allerdings synonym mit dem 
„Risiko" verwendeten Begriff „Gefahr" zu kennzeichnen seien. Sie ist im juristischen Schrifttum 
bis auf wenige Ausnahmen - Prittwitz, a.a.O., S. 56 - nicht rezipiert worden. 

3 Beck, Gegengifte: die organisierte Unverantwortlichkeit, 3. Aufl., 1990, S.28f. Ahnlich argu-
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Die Wirksamkeit der Formel von der Risikogesellschaft beruht wesentlich auf 
einer besonderen Verwendung des Begriffs des Risikos. Er bezeichnet nach übli-
chem Sprachgebrauch die Vorstellung, dass etwas Ungewisses durch eingrenzen-
de Beschreibung und Abschätzung des weiteren Verlaufs, der Wahrscheinlichkeit 
und der Vor- oder Nachteile und durch Festlegung von Pflichten und Ansprü-
chen handhabbar gemacht werden kann. Mit dem Begriff des Risikos verbindet 
sich insoweit die Vorstellung von Klärung und Ordnung. Das Bedürfnis nach Si-
cherheit, wie es oben angesprochen worden ist, kann man als Erwartung verste-
hen, dass jemand eine solche Klärung und Ordnung vornehmen soll. Solche Er-
wartungen ergeben sich nicht allein aus berechenbaren Mustern bestehender oder 
zukünftiger Einflüsse auf Interessen des Einzelnen, sondern viel grundlegender 
aus der Vorstellung, dass jemand anderes auf ein bestimmtes Geschehen Einfluss 
hat oder Einfluss nehmen soll. Inhalt und Adressat solcher Erwartungen ergeben 
sich aus mehr oder weniger verdichteten Anhaltspunkten einer Verursachung 
oder eines Zusammenhanges. Noch weitergehend kann diese Erwartung durch 
besondere Möglichkeiten, Versprechen oder Verpflichtungen eines Dritten ge-
weckt werden. Daraus erklärt sich die Beobachtung, Risiken seien nahezu unbe-
grenzt politisierbar.4 

In der Formel von der Risikogesellschaft liegt eine Provokation. Sie besteht 
darin, dass man „Risikogesellschaft" auch so lesen kann, dass das Risiko sich auf 
die Gesellschaft im Ganzen bezieht. Die mit dem Begriff des Risikos verbundene 
Vorstellung der Klärung, Handhabung und Ordnung wird damit ad absurdum 
geführt. Nicht irgendwelche Sachverhalte, sondern der gesellschaftliche Zusam-
menhang selbst, der beansprucht, durch Eingrenzung und Zuordnung Risiken 
handhaben zu können, wird zum Risiko. Insofern ist folgerichtig von einer orga-
nisierten Unverantwortlichkeit die Rede gewesen.5 

§ 2 Sicherheit, Staat und Gesellschaft 

Man wird annehmen können, dass die Protagonisten der Risikogesellschaft ihre 
Bestandsaufnahme auf das soziale System im Ganzen bezogen wissen wollten. In 
der Staatslehre ist aber der Befund der Risikogesellschaft ohne weiteres in den Ka-
tegorien von Staat und Gesellschaft verstanden worden. Aus dieser Sicht kann 
und soll der Staat die außer Kontrolle geratene Gesellschaft gleichsam vor sich 
selbst schützen. Dementsprechend konzentrieren sich die Betrachtungen wesent-

mentiert Hans Jonas, Das Prinzip Verantwortung. Versuch einer Ethik für die technologische Zi-
vilisation, 1979, S.62ff. Siehe im einzelnen unten, §26. 

4 Trute, Staatliches Risikomanagement im Anlagenrecht. Länderbericht Deutschland, in: Rie-
del (Hrsg.), Risikomanagement im öffentlichen Recht, 1997, S. 55 (103). 

5 So der Untertitel von Beck, Gegengifte: die organisierte Unverantwortlichkeit. 
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lieh auf den Staat und seine Aufgaben, die mit Begriffen der Prävention, der Vor-

sorge oder der Risikovorsorge sehr weitgehend umschrieben werden.6 

I. Das Grundrecht auf Sicherheit und der Schutzstaat 

Wesentliche Unterstützung hat die Betonung staatlicher Aufgaben in diesem Be-

reich durch eine Entfaltung des Begriffs der Sicherheit in der Staatslehre erhalten. 

Er bezeichnete lange Zeit lediglich im Sinne einer Kategorisierung die einschlägi-

gen staatlichen Tätigkeitsbereiche der inneren, der sozialen7 und der technischen 

Sicherheit, ohne dass daran weitere rechtliche Aussagen geknüpft waren.8 Das 

Grundgesetz führt die Sicherheit in einigen, aber hier nicht einschlägigen Zusam-

menhängen an und spricht insbesondere in Art . 24 Abs. 2 von der kollektiven Si-

cherheit im Sinne der äußeren bzw. der internationalen Sicherheit. Daneben ist im 

Sinne von Sicherheit als Sicherheit vor willkürlicher Verhaftung und Verfolgung 

in Art . 5 der Europäischen Menschenrechtskonvention9 bzw. Art . 9 des Interna-

tionalen Paktes über Bürgerliche und Politische Rechte10 und Art . 3 der Allgemei-

nen Erklärung der Menschenrechte11 die Rede.12 

6 Preuß, Risikovorsorge als Staatsaufgabe, in: Grimm (Hrsg.), Staatsaufgaben, 1994, S.523ff. 
(537): „Von der Daseinsvorsorge zur „Systemvorsorge"; Winter, Das Recht der Risikogesell-
schaft, KJ 1998,518ff.; ders., Brauchen wir das? Von der Risikominimierung zur Bedarfsprüfung, 
KritJ 1992,389-404; Köck, Risikovorsorge als Staatsaufgabe, AöR 121 (1996), 1 ff. (12ff.): „Tech-
nologische Risikovorsorge als Staatsaufgabe"; Wolf, Zur Antiquiertheit des Rechts in der Risiko-
gesellschaft, Leviathan, 1987 357ff., vgl. auch: Grimm, Verfassungsrechtliche Anmerkungen zum 
Thema Prävention, KritV 1986, 38ff.; Prittwitz, Strafrecht und Risiko, S. 136ff. 

7 Kaufmann, Sicherheit als soziologisches und sozialpolitisches Problem, S. 91, der darauf 
hinweist, dass in den USA mit dem Begriff der „social security" soziale Sicherheit auch institu-
tionelle Bedeutung hat. 

8 Neuerdings ist auch von Umweltsicherheit die Rede, siehe dazu insbesondere Carius/Lietz-
mann (Hrsg.), Umwelt und Sicherheit. Herausforderungen für die neue Politik, 1998 und darin 
insbesondere die Beiträge von Windfuhr, Die Rolle der Umweltpolitik in der Friedens- und 
Konfliktforschung, S. 57ff., und Rohloff, Konfliktforschung und Umweltkonflikte: methodische 
Probleme, S. 155ff. 

9 Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 4.11. 1950, BGBl. 
1952 II S. 685, 953, zuletzt ergänzt durch Protokoll Nr. 8 v. 19.3. 1985 BGBl. 1989 II, S.546. 

10 BGBl. 1973 II vom 19.12.1966, S. 1534. Art. 9 lautet: „Jedermann hat ein Recht auf persön-
liche Freiheit und Sicherheit. Niemand darf willkürlich festgenommen oder in Haft gehalten 
werden.". 

11 Art. 3 der allgemeine Erklärung der Menschenrechte v. 10.12. 1948 lautet: „ Jeder Mensch 
hat das Recht auf Leben, Freiheit und Sicherheit der Person." GV A/Res 217 (III), UN GAOR 
3rd. Sess. Part I, Doc. A/810 S.71. 

12 Siehe auch den 4. Zusatzartikel zur Amerikanischen Verfassung: „AMENDMENT IV: The 
right of the people to be secure in their persons, houses, papers, and effects, against unreasonable 
searches and seizures, shall not be violated, and no warrants shall issue, but upon probable cause, 
supported by oath or affirmation, and particularly describing the place to be searched, and the 
persons or things to be seized", The Ten Original Amendments: The Bill of Rights. Passed by 
Congress September 25, 1789. Ratified December 15, 1791. 



4 Teil 1: Einführung und Fragestellung 

In neuerer Zeit ist der Begriff der Sicherheit in einem allgemeineren Sinne für 
das Verfassungsrecht neu entdeckt worden. Insbesondere Isensee hat mit verfas-
sungsgeschichtlichen Bezugnahmen darauf hingewiesen, dass die Gewährlei-
stung von Sicherheit der erste Legitimationsgrund des Staates war und einen bis 
heute fortwirkenden Zweck des Staates darstellt. Er hat sich insoweit auf Hobbes 
bezogen, für den sich die Menschen im Staat zusammenfinden, um dem Krieg al-
ler gegen alle zu entkommen. Sie geben danach ihr Recht auf unbeschränkte Ge-
waltausübung auf, um in der Obhut eines Staates aufgehoben zu sein, der das ein-
zige legitime Recht der Gewaltausübung hat und damit Sicherheit bietet, indem er 
den Einzelnen vor Ubergriffen anderer schützt.13 

Die dogmatische Sprengkraft dieses neuen verfassungsrechtlichen Verständnis-
ses der Sicherheit liegt in dem Brückenschlag zu den Grundrechten unter An-
schluss an die in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes entwickel-
ten grundrechtlichen Schutzpflichten, die im Sinne eines Grund- bzw. Menschen-
rechts auf Sicherheit generalisiert werden.14 

Dieser Anstoß ist bereitwillig aufgenommen und zu der Formel vom „Grund-
recht auf Sicherheit,, verdichtet worden. Diese eigentümliche Zusammenführung 
zwischen dem Begriff der Grundrechte und ihrem Deutungskontext im Verfas-
sungsrecht einerseits und dem untechnischen und in verschiedenen Schichtungen 
des Staatsverständnisses ansprechbaren Begriff der Sicherheit andererseits ist zu-
nächst für den Bereich der inneren Sicherheit fruchtbar gemacht worden.15 Es ist 
nicht zu verkennen, dass der Begriff des Grundrechts auf Sicherheit wesentlich zu 
einer Neuorientierung beigetragen hat, in der deutlich wird, dass der Schutz der 
Einzelnen vor Gewalt und Kriminalität grundrechtlich geboten ist. Im Zentrum 
des Interesses stand dabei eine Diskussion über Aufgaben und Befugnisse der Po-
lizei im deutschen und europäischen Maßstab und dabei insbesondere der Begriff 
der polizeilichen Informationsvorsorge.16 

13 In seiner Schrift De Cive heißt es dazu: „Zum Frieden ist vor allem notwendig, dass jeder 
gegen die Gewalttätigkeit der übrigen soweit geschützt werde, dass er sicher leben kann, d.h., 
dass keiner einen gerechten Grund habe, andere zu fürchten, solange er selbst ihnen kein Unrecht 
zufügt. (...) Sicherheit ist der Zweck, weshalb die Menschen sich anderen unterwerfen; und wenn 
diese nicht erlangt werden kann, so gilt die Unterwerfung unter andere nicht als geschehen und 
das Recht der Selbstverteidigung kraft Urteils in eigener Sache nicht als verloren. Denn man kann 
nicht annehmen, dass jemand eher sich zu etwas verpflichtet oder sein Recht auf Alles aufgege-
ben habe, als bis für seine Sicherheit gesorgt ist." (zit. nach Isensee, Das Grundrecht auf Sicher-
heit, 1983, S.4). 

14 Isensee, Das Grundrecht auf Sicherheit: zu den Schutzpflichten des freiheitlichen Verfas-
sungsstaates, 1983, S.27f.; Robbers, Sicherheit als Menschenrecht: Aspekte der Geschichte, Be-
gründung und Wirkung einer Grundrechtsfunktion, 1987, S. 127ff. 

15 Siehe schon Bull (Hrsg.), Sicherheit durch Gesetze?, 1987. 
16 Siehe Pitschas/Sckolz, Informationelle Selbstbestimmung und staatliche Informationsver-

antwortung, 1984; Aulehner, Polizeiliche Gefahren- und Informationsvorsorge. Grundlagen, 
Rechts- und Vollzugsstrukturen, dargestellt auch im Hinblick auf die deutsche Beteiligung an ei-
nem europäischen Polizeiamt (EUROPOL), 1998, S.428ff. 
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Auf der anderen Seite ist der Begriff des Grundrechts auf Sicherheit im Bereich ei-
nes Rechtsgebiets fruchtbar gemacht worden, das man im Allgemeinen als Umwelt-
und Technikrecht bezeichnet. Man kann annehmen, dass die Formel vom Grund-
recht auf Sicherheit in diesem Bereich dazu dient, den auch schon vorher üblichen 
Begriff der Sicherheit mit einer Verfassungs- und mehr noch, einer Grundrechtsdi-
mension anzureichern. Der Gewinn, den man aus der Argumentationsfigur des 
„Grundrechts auf Sicherheit" ziehen kann, liegt darin, dass deutlich wird, dass die 
effektive Gewährleistung von Grundgütern ein aktives Tun, eine Schutzbemühung 
des Staates voraussetzt, die in der Wirklichkeit wirksam ist. Der Erkenntnisgewinn 
liegt auch in der Akzentuierung, dass die Tätigkeit der Polizei und der staatlichen 
Behörden im Bereich des Umweltschutzes dem einzelnen Bürger geschuldet ist, so-
weit seine Grundrechte betroffen sind und eine Schutzpflicht besteht. 

Das so pauschal verstandene „Grundrecht auf Sicherheit" führt letztlich zu ei-
nem Bild des Staates, der als „Schutzstaat" bezeichnet worden ist und in dem die 
Schutzaufgabe den Staat und seine Befugnisse wesentlich bestimmt.17 

II. Sicherheit als Schutz und Freiheit im Verfassungsstaat 

Die Kritik an einem so zu verstehenden Schutzstaat hat in seinen Grundzügen 
schon Locke in der Auseinandersetzung mit Hobbes formuliert. Auch bei Locke 
gründet sich der Staat auf einen Vertrag zum gegenseitigen Schutz, für Sicherheit 
und ein friedliches Leben. Insoweit knüpft Locke an Hobbes an. Für ihn ist aber 
der Staat nicht mehr die Fluchtburg einzelner vor dem Krieg aller gegen alle mit 
einem absolutistischen Regime. Nach Locke leben die Menschen schon im Natur-
zustand frei, gleich und unabhängig auf der Basis eines Naturrechts zusammen. 
Der Preis der Sicherheit bei Hobbes, die Unterwerfung unter einen absolutisti-
schen Staat in Ansehung seiner Missbrauchsmöglichkeiten, ist für den Menschen 
bei Locke nicht nur zu hoch, sondern unakzeptabel. Er liegt nämlich aus dieser 
Sicht schlicht in der Aufgabe des Naturzustands der Freiheit. Unsicherheit geht 
nach Locke nicht nur von den kriegerischen Absichten der Mitmenschen, son-
dern ebenso vom Staat aus. Sicherheit ist damit nicht nur durch, sondern vor al-
lem auch vor dem Staat zu gewährleisten. Das erste Mal ist damit das Verhältnis 
von Freiheit und Sicherheit angesprochen. Nach Locke hat der Staat die Aufgabe, 
die Entfaltung und Lebensgestaltung des einzelnen zu sichern. Sicherheit liegt in 
diesem Sinne im Schutz vor Übergriffen Dritter ebenso wie in der Sicherheit vor 
staatlichen Übergriffen. 

17 Siehe H.-A. Hesse, Der Schutzstaat: rechtssoziologische Skizzen in dunkler Zeit, 1994, pas-
sim. Prittwitz, S. 136ff. charakterisiert die Rezeptionsbedingungen des Grundrechts auf Sicher-
heit in einer Gliederungsüberschrift polemisch wie folgt: „Die unheilige Allianz: Zur gemeinsa-
men Beschwörung eines Rechts auf Sicherheit der konservativen' staatsrechtlichen Position ei-
nerseits, der .fortschrittlichen',,radikalökologischen' Position andererseits". Vgl. auch C. Cal-
liess, Rechtsstaat und Umweltstaat, 2001, S. 12ff. 
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D i e s e A r g u m e n t a t i o n s l i n i e n w e r d e n in der a m e r i k a n i s c h e n u n d f r a n z ö s i s c h e n 

V e r f a s s u n g s e n t w i c k l u n g w e i t e r entfa l tet u n d vari iert . S o h a b e n s ich e t w a die a m e -

r i k a n i s c h e n V e r f a s s u n g e n des 18 . J a h r h u n d e r t s auf die S i c h e r h e i t b e z o g e n . 1 8 V o n 

d e m e u r o p ä i s c h e n u n d i n s b e s o n d e r e eng l i schen V e r f a s s u n g s d e n k e n ü b e r n i m m t 

die a m e r i k a n i s c h e E n t w i c k l u n g den V e r t r a g s g e d a n k e n , w o n a c h der e i n z e l n e bei 

E i n t r i t t in den Staat v o n se inen R e c h t e n abgibt , u m S c h u t z z u er langen. M i s s -

b r a u c h t der Staat se ine M a c h t o d e r k a n n er k e i n e n äquiva lenten S c h u t z g e w ä h r l e i -

s ten , s o er langt der e inze lne se ine v o l l e n n a t ü r l i c h e n R e c h t e w i e d e r . 1 9 D e r Z u s a m -

m e n h a n g z w i s c h e n der S i c h e r h e i t s g e w ä h r l e i s t u n g des Staates e inersei ts u n d d e m 

B e i t r a g des e i n z e l n e n andererse i ts , der s ich in d e m V e r t r a g s g e d a n k e n g e ä u ß e r t 

hat te , ist in der a m e r i k a n i s c h e n E n t w i c k l u n g w e i t e r k o n k r e t i s i e r t w o r d e n . 2 0 E r 

w i r d j e t z t so eng, dass d e r S taat fast als e ine A r t V e r s i c h e r u n g s v e r e i n auf G e g e n -

sei t igkei t e r sche in t . T y p i s c h d a f ü r ist, dass die S teuern m i t der A s s e k u r a n z t h e o r i e 

legi t imier t w e r d e n . 2 1 

F ü r die w e i t e r e E n t w i c k l u n g i n s b e s o n d e r e d e r e u r o p ä i s c h e n V e r f a s s u n g s g e -

s c h i c h t e ist das v o r r e v o l u t i o n ä r e u n d r e v o l u t i o n ä r e F r a n k r e i c h v o n g r o ß e r B e -

d e u t u n g . 2 2 I n d e r E r k l ä r u n g d e r M e n s c h e n - u n d B ü r g e r r e c h t e , b e s c h l o s s e n v o n 

d e r N a t i o n a l v e r s a m m l u n g a m 2 6 . A u g u s t 1 7 8 9 , h e i ß t es: Z ie l j e d e r p o l i t i s c h e n 

18 Isensee, Das Grundrecht auf Sicherheit, S. 12; Robbers, Sicherheit als Menschenrecht, S. 51. 
In der Virginia Bill of Rights vom 12. Juni 1776 heißt es in Section 3, dass die Regierung zum all-
gemeinen Wohle, zum Schutz und zur Sicherheit des Volkes der Nation oder Allgemeinheit ein-
gesetzt ist und dass diejenige Regierung die Beste ist, die den höchsten Grad von Glück und Si-
cherheit hervorbringt. Die Unabhängigkeitserklärung vom 4. Juli 1776 bezieht die Sicherheit auf 
bestimmte Rechte, zu deren Schutz die Regierung berufen ist. Als solche Rechte werden das Le-
ben, Freiheit, das Streben nach Glück, das Eigentum und die Ehre gezählt. 

19 In der Verfassung von New Hampshire idF. v. 1792, Part I, Bill of Rights, Artikel III kommt 
dies klar zum Ausdruck „When men enter into a state of society, they surrender up some of their 
natural rights to that society, in order to ensure the protection of others; and without such an ae-
quivalent, the surrender is void." 

20 So heißt es in der Verfassung von New Hampshire weiter „Every member of the communi-
ty has the right to be protected by it, in the enjoyment of his life, liberty and property; he is there-
fore bound to contribute his share to the expense of such protection, and to yield his personal ser-
vice, when necessary, or an aequivalent." (Isensee, Das Grundrecht auf Sicherheit, S. 13). 

21 Isensee, Das Grundrecht auf Sicherheit, S. 13, siehe dazu Mann, Steuerpolitische Ideale, 
1937, S. 105-111 ; kritisch dazu A. Wagner, Finanzwissenschaft, II. Teil, 1890, S. 217f.; Haller, Die 
Steuern: Grundlinien eines rationalen Systems öffentlicher Abgaben, 3. Aufl., Tübingen 1981, 
S.33f. (Bezug zu den Umweltabgaben). 

22 Isensee, Das Grundrecht auf Sicherheit, S.14f.; Robbers, Sicherheit als Menschenrecht, 
S. 51 ff. Das zeigt schon der Entwurf des Abbé Sieyès über die Menschen- und Bürgerrechte, den 
er im Juli 1789 dem Verfassungsausschuss der Nationalversammlung vorgelegt hat. Darin heißt 
es: „Artikel IX: Die Freiheit, das Eigentum und die Sicherheit der Bürger müssten unter einem 
gesellschaftlichen Schutz stehen, der allen Angriffen überlegen ist. Artikel X: Daher muss dem 
Gesetz eine Macht zur Verfügung stehen, die in der Lage ist, den einfachen Bürgern Einhalt zu 
gebieten, die sich unterstehen, die Rechte eines anderen zu verletzen.", Sieyès, Préliminaire de la 
Constitution. Reconnaissance et Exposition raisonnée des Droits de l'Homme & du Citoyen, 
1789. Zitat bei Schmidt/Reichardt (Hrsg.), Sieyès, Politische Schriften 1788-1790,1975, S. 242ff. 
(254). 
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Gemeinschaft ist die Erhaltung der natürlichen und unveräußerlichen Menschen-
rechte: „Les droits sont la liberté, la propriété, la sûreté et la résistance à l 'oppres-
sion" (Art. 2). Die radikale Kritik des modernen Wohlfahrtsstaates hat diese G e -
dankenlinien wieder aufgenommen. So findet sich bei Popper die Aussage: 

„Die Behauptung, dass, wer Sicherheit wünscht, die Freiheit aufgeben muss, ist eine der 
Hauptstützen der Revolte gegen die Freiheit geworden. Aber diese Behauptung ist falsch. 
Es gibt natürlich im Leben keine absolute Sicherheit. Aber welche Sicherheit sich erreichen 
läßt, das hängt von unserer eigenen Wachsamkeit ab, wenn sie durch Institutionen verstärkt 
wird, die uns helfen, wachsam zu sein - d.h. von Demokratischen Institutionen, die erson-
nen sind, um (in platonischer Sprache) der Herde die Beaufsichtigung und Beurteilung ih-
rer Wachhunde zu ermöglichen."23 

Diese Aussage variiert eine alte Erkenntnis, die sich schon bei Hobbes findet: 

„Allerdings ist es unmöglich, die Menschen gänzlich vor gegenseitigen Schädigungen zu 
schützen, so dass sie weder durch Unrecht verletzt, noch getötet werden; darauf darf es hier 
also nicht ankommen ,..".2 4 

Die Erkenntnis, dass auch der Staat am Ende keine absolute Sicherheit gewährlei-
sten kann, wird damit bei Hobbes schon deutlich und von Popper später erkennt-
nistheoretisch in dem Sinne fundiert, dass es keine absolute Wahrheit gibt, die ei-
nen absoluten Staat legitimieren kann. Das Staats- und Menschenbild des Grund-
gesetzes folgt dieser Erkenntnis in die beschränkte Möglichkeit, Wahrheit zu er-
kennen und mit dem Staat Sicherheit zu gewährleisten. Aus ihr folgen die Frei-
heitsrechte, das Demokratieprinzip und die dadurch vorgezeichnete Trennung 
zwischen Staat und Gesellschaft.2 5 

Von Hayek hat an diese Überlegungen angeknüpft und den Wohlfahrtsstaat 
unter dem Begriff des „angemaßten Wissens" kritisiert. Nicht er, sondern die G e -
sellschaft verfüge über die besseren Informationen und könne damit ihre Angele-
genheiten besser selbst regeln.26 Deutlich ist damit die Frage der Verfügbarkeit 
von Informationen als Maßstab der Verteilung von Aufgaben zwischen Staat und 
Gesellschaft angesprochen. 

Die Kritik betrifft allerdings eher das Grundrecht auf Sicherheit in seiner geläu-
figen Rezeption denn den Begriff der Sicherheit an sich. Letzterer ist weiter ent-
wickelt worden: So soll nach Denninger „Sicherheit, Vielfalt, Solidarität" an die 

23 Popper, Die offene Gesellschaft und ihre Feinde, Bd. 1,1957, S. 431, Hervorhebung im Ori-
ginal. Es verwundert nicht, dass H.-A. Hesse diesen Ausspruch seinem außerordentlich kriti-
schen Werk vorangestellt hat. 

24 Hobbes, zitiert nach Isensee, Das Grundrecht auf Sicherheit, S. 4. 
25 Böckenförde, Demokratie als Verfassungsprinzip, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Handbuch 

des Staatsrechts, Bd. I, (HStR I), 1995, § 22, S. 887; Rn. 58ff.; Rupp, Die Unterscheidung von Staat 
und Gesellschaft, in: HStR I, 1995, §28, S. 1187, Rn. 17ff. 

26 von Hayek, Die Verfassung der Freiheit, 2. Aufl., 1983, S.33ff.; ders., Die Anmaßung von 
Wissen, ORDO 26 (1975), 12-21; siehe dazu: Streit, Wissen, Wettbewerb und Wirtschaftsord-
nung - Zum Gedenken an Friedrich August von Hayek, in: Francke (Hrsg.), Ökonomischer In-
dividualismus und freiheitliche Verfassung, 1995, S. 147-185, insb. S. 159ff., 166. 
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Stelle von „Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit" treten,27 wobei Sicherheit als 
Rechtssicherheit, Sichersein der Bürger im Hinblick auf ihr Recht und als Rechts-
gütersicherheit verstanden wird.28 Damit werden die wesentlichen verfassungsge-
schichtlichen Linien der Sicherheit: der Schutzaspekt und der Freiheitsaspekt -
hier erweitert um den Aspekt der Rechtssicherheit - wieder aufgenommen. Eine 
solche Sicht stellt nicht die Aufgabe des Staates in Frage, Schutz zu gewährleisten. 
Letzteres kommt mit dem Begriff der Rechtsgütersicherheit zum Ausdruck. An-
ders als bei der Vorstellung eines Grundrechts auf Sicherheit bleiben hier aber die 
freiheitlichen, demokratischen und rechtsstaatlichen Gehalte des Begriffs der Si-
cherheit und ihre Spannungslage zu der staatlichen Schutzaufgabe gleichwertig 
mitberücksichtigt. Ein beachtenswerter Versuch, die zwei Seiten der Sicherheit 
abschichtend zu verdeutlichen, ist jüngst mit der Unterscheidung zwischen priva-
ter und öffentlicher Sicherheit unternommen worden.29 

III. Das Verhältnis zwischen Staat und Gesellschaft in heutiger Sicht 

Der moderne Wohlfahrtsstaat hat nicht mehr die Übersichtlichkeit des liberalen 
Staates in der Vorstellung von Locke. Er verfügt über eine Dimension der Sozial-
staatlichkeit in dem Sinne der sozialen Sicherheit.30 Seiner Tätigkeit sind keine 
klaren verfassungsrechtlichen Grenzen gesetzt. Er ist „... zur Kompensation aller 
erdenklichen Defizite, Benachteiligungen und Strukturmängel angehalten ..." 
und „... [stößt] auf immer weniger natürliche Tätigkeitsgrenzen ,.."31. 

Er verfügt aber auch nicht mehr über die Selbstgewissheit und den Steuerungs-
optimismus, der einst die Kritik von Popper und von von Hayek herausgefordert 
hat. In einer breiten Debatte wird seit längerer Zeit das Aufgabenspektrum des 
Staates und seine Tätigkeit unter dem Gesichtspunkt der Uberforderung und sei-
ner sinkenden Leistungsfähigkeit und Steuerungsfähigkeit diskutiert und danach 
gefragt, welche Aufgaben in die Gesellschaft zurückverlagert oder jedenfalls un-
ter ihrer Beteiligung erfüllt werden können. Dabei geht es nicht nur um die deut-
lich gewordenen Grenzen seiner Kapazität und insbesondere der öffentlichen 
Haushalte, sondern auch darum, dass die dem Staat angetragenen Aufgaben kom-
plexer und unübersehbarer geworden sind und nicht mehr mit den klassischen In-
strumenten bewältigt werden können.32 

27 Denninger, Vielfalt, Sicherheit und Solidarität, S.23ff. 
28 A.a.O., S.47f. 
29 Nitz, Private und öffentliche Sicherheit, 2000, S.26ff. 
30 Siehe dazu Isensee, Grundrecht auf Sicherheit, S. 16f. 
31 Siehe das Vorwort von Grimm in: ders. (Hrsg.), Wachsende Staatsaufgaben - sinkende 

Steuerungsfähigkeit des Rechts, 1990, und besonders zu den Staatsaufgaben: Schulze-Fielitz, 
Staatsaufgabenentwicklung und Verfassung, a.a.O., S. 11 (30). 

32 Siehe als Beispiel die Beiträge in: Grimm (Hrsg.), Wachsende Staatsaufgaben - sinkende 
Steuerungsfähigkeit des Rechts, und die fünf Jahre später aufgenommene weitere und präzisierte 
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Für komplexe, sich rasch wandelnde Regelungssachverhalte werden neue Ver-
fahren vorgeschlagen, die die staatliche Steuerung den Beteiligten weit öffnen und 
etwa die Gemeinwohlverwirklichung durch Verhandlungen und Vereinbarungen 
vorsehen. Es ist insoweit vom kooperativen Staat die Rede. Das Verwaltungsrecht 
gewinnt damit prozesshafte Züge, in denen die bisherigen Formen und Verfahren 
hoheitlicher Gemeinwohlverwirklichung durch strukturierte Verfahren ergänzt 
werden, in denen sich Betroffene und der Staat auf gleicher Ebene begegnen und 
der Staat sich unter anderem auf die Rahmensetzung beschränkt und die weitere 
Regelung im Sinne einer Selbstregulierung den Betroffenen überlässt.33 Weiterge-
hend wird die Verlagerung staatlicher Aufgaben auf private oder staatsferne Insti-
tutionen und schließlich ein teilweiser oder gänzlicher Rückzug des Staates aus 
bestimmten Aufgabenbereichen erwogen. 

Den verschiedenen Entwicklungen ist gemeinsam, dass „... die in Jahrhunder-
ten entwickelte rechtliche Steuerung und Kontrolle der Staatstätigkeit in Mitlei-
denschaft gezogen wird und nur noch im schrumpfenden Bereich der klassischen 
Staatstätigkeit in gewohnter Weise zum Zuge kommt." 3 4 In vielen Fällen erweist 
sich nämlich die Betrachtung der Auf gabenzuweisung zwischen Staat und Gesell-
schaft als zentral, aber auch ambivalent. Der Staat zieht sich aus Aufgabenberei-
chen zurück, die damit der Gesellschaft überlassen sind, bindet daran jedoch an-
dererseits zum Teil Pflichten, die sicherstellen sollen, dass die Gemeinwohlzwek-
ke verfolgt werden.35 

Die dogmatische Auseinandersetzung mit diesen Entwicklungen steht erst am 
Anfang. Sie hat zu einer neuen Betrachtung von Staatszwecken und Staatsaufga-
ben geführt. Aus der Perspektive der Verwaltung hat sie Handlungsformen be-
trachtet, das Verhältnis zwischen gesellschaftlicher Selbstregulierung und staatli-

Bestandsaufnahme in: Grimm (Hrsg.), Staatsaufgaben, 1994 mit dem zusammenfassenden Bei-
trag von Grimm, Staatsaufgaben - eine Bilanz, S. 771 ff. 

33 Siehe im Uberblick: Hoffmann-Riem, Tendenzen in der Verwaltungsrechtsentwicklung, 
D O V 1997, 433ff. und zum „kooperativen Staat": Schmidt-Aßmann, Das allgemeine Verwal-
tungsrecht als Ordnungsidee: Grundlagen und Aufgaben der verwaltungsrechtlichen Systembil-
dung, 1998,1. Kapitel, Rn. 46ff. Siehe aus dem breiten Schrifttum beispielhaft: Hoffmann-Riem/ 
Schmidt-Aßmann/Schuppert (Hrsg.), Reform des allgemeinen Verwaltungsrechts. Grundfragen, 
1993; zur Selbstregulierung siehe die Berichte von Schmidt-Preuß und DiFabio, Verwaltung und 
Verwaltungsrecht zwischen gesellschaftlicher Selbstregulierung und staatlicher Steuerung, 
W D S t R L 56 (1997), 160ff. bzw. 235ff. Siehe insbesondere die einführenden Beiträge von Trute, 
Verantwortungsteilung als Schlüsselbegriff eines sich verändernden Verhältnisses von öffentli-
chem und privaten Sektor, S. 11 ff. und Voßkuhle, Gesetzgeberische Regelungsstrategien der Ver-
antwortungsteilung zwischen öffentlichem und privatem Sektor, in: Schuppert (Hrsg.), Jenseits 
von Privatisierung und „schlankem" Staat, 1999, S. 47ff. 

34 Grimm, Vorwort, in: ders. (Hrsg.), Wachsende Staatsaufgaben - sinkende Steuerungsfähig-
keit des Rechts, S. 7 und ders., Der Wandel der Staatsaufgaben und die Krise des Rechtsstaates, 
a.a.O., S. 291 ff. 

35 Siehe Grimm, Der Wandel der Staatsaufgaben und die Krise des Rechtsstaates, in: ders. 
(Hrsg.), Wachsende Staatsaufgaben - sinkende Steuerungsfähigkeit des Rechts, S. 298ff.; Di Fa-
bio, W D S t R L 56 (1997), 235 (254ff.), siehe dazu unten, unter §35. 
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eher Steuerung thematisiert. Teilweise in Anlehnung an systemtheoretische A n -
sätze wird darüber hinaus versucht, mit den Begriffen des reflexiven Rechts und 
prozeduralen Rechtsvorstellungen Funktionen des Rechts zu beschreiben. 
Schließlich verspricht ein differenziert entfalteter Begriff der Verantwortung im 
Sinne einer Erfüllungs-, Gewährleistungs- oder Auffangverantwortung und einer 
Verantwortungsteilung Aufschluss über den Aufgaben- und Funktionszusam-
menhang eines enger werdenden Zusammenwirkens von Staat und Gesell-
schaft.3 6 

IV. D i e Gewährle is tung von Sicherheit i m U m g a n g mit R is iken für 
Gesundhei t und U m w e l t zwischen Staat und Gesel lschaft 

Der Befund der Risikogesellschaft bezieht sich besonders auf die technisch ver-
mittelte, gesundheits- und umweltwirksame Aktivität der Gesellschaft. Die Vor-
stellung eines Grundrechts auf Sicherheit richtet sich auf diesen Bereich ebenso 
wie die zunehmende Infragestellung der Leistungsfähigkeit des Staates. Im Vor-
dergrund steht dabei, wie Begrifflichkeiten des Risikoverwaltungsrechts, des Ri -
sikorechts und des Risikomanagements andeuten, der Umgang mit Risiken in 
diesem Bereich. Damit sind wichtige Fragen der Informationsbeschaffung und 
-bewertung, der Interessenabwägung, der notwendigen Überprüfung und Ände-
rung von Entscheidungen angesprochen. Sie beziehen sich auf einen engen Zu-
sammenhang technischer Aktivität, sozialer Regelung und ökosystemarer Funk-
tionen mit Wechselwirkungen. Die damit verbundene Regelungsaufgabe ist über-
wiegend der Verwaltung übertragen. Ihre wirksame Wahrnehmung ist aber weit-
gehend auf gesellschaftliche Beiträge angewiesen. Dies gilt insbesondere auch für 
das Wissen um mögliche Auswirkungen und technische Lösungen. Hier wird im 
Sinne des eben geschilderten neueren Verständnisses des Verhältnisses zwischen 
Staat und Gesellschaft mit allen angeführten Fragestellungen eine funktionale 
Notwendigkeit sichtbar, staatliche und gesellschaftliche Leistungen zu verknüp-
fen, ohne dass andererseits der oben angesprochene Zustand „organisierter U n -
verantwortlichkeit" entsteht. 

Der Umgang mit Risiken für Gesundheit und Umwelt mit seinen Mechanis-
men und dem Zusammenwirken von Staat und Gesellschaft ist in den Zusammen-
hang der Sicherheit mit ihren oben angesprochenen Bedeutungsgehalten zu stel-
len. Dabei ist als erstes an den übergreifenden Aspekt der Freiheit zu denken. Wie 
die verfassungsgeschichtlichen Bezüge und immer von neuem das wirkliche G e -
schehen zeigen, hat der Umgang mit Risiken darüber hinaus eine Dimension des 
Konflikts, die auf die innere Sicherheit verweist. E r hat schließlich eine soziale D i -

36 Siehe Trute, Verantwortungsteilung als Schlüsselbegriff eines sich verändernden Verhältnis-
ses von öffentlichem und privaten Sektor, in: Schuppen (Hrsg.), Jenseits von Privatisierung und 
„schlankem" Staat, S. 11 ff. (15ff.); Hoffmann-Riem, D Ö V 1997, 433 (440ff.) und im einzelnen 
unten, §34. 
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